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Auftrag und Arbeit der
Projektarbeitsgruppe PPP

Der Geschäftsführende Vorstand der SPD-Bundestagsfraktion hat auf seiner
Sitzung am . Mai  die Einsetzung einer Projektarbeitsgruppe PPP be-
schlossen. Im Einsetzungsbeschluß heißt es:

„Zi el  d es P r o jektes i st  es ,  b i s  z u m  E n d e d er  L eg i sl atur p er i o d e
ei ne P o si ti o nsbesti m m ung  d er  Fr akti o n z u  P P P  z u  er ar b ei ten,
die  in  mögl iche Ko al i t io nsverhandlungen ei nf l ießen kann.“

Es ging also darum, PPP als neues Modell des Entwerfens, der Planung, der Fi-
nanzierung, der Realisierung und des Betreibens öffentlicher Leistungen durch
private Investoren zu evaluieren, Erkenntnisse und Erfahrungen aus europäi-
schen Ländern vor allem aus Großbritannien zur Kenntnis zu nehmen und
mögliche Anwendungsfelder für PPP in Deutschland zu identifizieren. Wir ha-
ben uns bei unseren Beratungen deshalb auf drei Fragestellungen konzentriert:

� Ist PPP, wenn ja in welcher Form und in welchem Umfang, in dem jeweilig
zur Diskussion stehenden Anwendungsbereich auch in der Bundesrepublik
Deutschland sinnvoll und welche Vorteile, vor allem welche Effizienzsteige-
rungen gegenüber der herkömmlichen Bereitstellung öffentlicher Leistun-
gen sind zu erwarten?

� Sind die geltenden gesetzlichen und institutionellen Rahmenbedingungen
mit einer breiteren Einführung von PPP kompatibel und welche gesetzli-
chen und institutionellen Rahmensetzungen sind notwendig, um PPP stär-
ker in Deutschland zu verankern?

� Welche politischen Implementierungswege sollten oder müßten beschrit-
ten werden, um PPP in Deutschland zum Erfolg zu verhelfen?

Zusammengesetzt war die Projektarbeitsgruppe mit Mitgliedern aus neun ver-
schiedenen Arbeitsgruppen der Fraktion, Ansprechpartnern und Beratern von
Bund, Ländern und Kommunen, freien Beratern, Wirtschaft und Gewerkschaf-
ten sowie Wissenschaftlern. (vgl. dazu die Anlage: Mitgliederverzeichnis der
Projektarbeitsgruppe). Die Projektarbeitsgruppe PPP wurde am . September
 konstituiert und ist bis zum . Juni  insgesamt zu zehn Sitzungen
zusammengekommen. Zwei davon waren fraktionsoffene Informationsveran-
staltungen, sechs davon Beratungssitzungen zu möglichen Anwendungsfel-
dern von PPP und zum Wirtschaftlichkeitsvergleich (vgl. dazu die Anlage: Ver-
anstaltungen und Sitzungen der Projektarbeitsgruppe). In der Klausurtagung
am . Juni  wurde das vorliegende Positionspapier von den Mitgliedern
einstimmig verabschiedet.

Sabi ne Kasper ei t ,  Md B

Stel l ver tr etende Vor s i t -
z end e d er  S PD -
Bundestagsfr akt ion

-  -
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Die Referate der beiden fraktionsoffenen Veranstaltungen wurden im Rahmen
der Fraktionsreihe „Dokumente“ im Dezember der vergangenen Jahres veröf-
fentlicht. Die Input-Referate der sechs Sitzungen der Beratungsphase werden
ebenfalls den Mitglieder der Fraktion und einer interessierten Öffentlichkeit in
den „Dokumenten“ der Fraktion zur Verfügung gestellt. Sie geben zudem einen
guten Einblick in die derzeitige PPP Diskussion in der Bundesrepublik Deutsch-
land.

Als Vorsitzende der Projektarbeitsgruppe PPP darf ich mich bei den Mitgliedern,
den Ansprechpartnern und den Beratern recht herzlich für die vorzügliche Zu-
sammenarbeit bedanken.
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Das Wichtigste auf einen Blick

Problem: Unzureichende Finanzmittel für öffentliche Leistungen

� Der Bedarf an öffentlichen Leistungen ist hoch und wird weiter wachsen
� Haushaltsstrukturen sind zugunsten konsumptiver Ausgaben vorgeprägt
� Es besteht kein Spielraum für Steuererhöhungen
� Weitere Staatsverschuldung ist nicht verantwortbar und verstieße gegen

Maastricht-Kriterien und die Selbstverpflichtung gegenüber der EU

Lösung: Mit PPP Effizienzgewinne realisieren

� Leistungen können im Einzelfall besser, schneller und früher bereitgestellt
werden

� Erfahrungen aus anderen EU-Ländern zeigen erhebliche Einsparpotentiale
� Reale Effizienzgewinne werden dadurch erzielt, dass Kosten einer Maß-

nahme über ihren gesamten wirtschaftlichen Lebenszyklus hinweg erfasst
und geplant werden

� PPP-Modelle können zum Katalysator effizienteren Handelns des Staates
überhaupt werden

� Besonderer Vorteil: Anders als bei Privatisierungen behält die öffentliche
Hand bei PPP direkten Einfluß und Steuermöglichkeiten

PPP- Baustein für die Modernisierung des Staates

PPP bedeutet Kooperation von öffentlicher Hand und privater Wirtschaft beim
Entwerfen, bei der Planung, Erstellung, Finanzierung, dem Management, dem
Betreiben und dem Verwerten von bislang staatlich erbrachten öffentlichen
Leistungen. Im Rahmen von PPP kann die öffentliche Hand auch nur als Nach-
frager von Dienstleistungen auftreten; die von Privaten erbrachten Leistungen
werden dann auf der Basis vertraglicher Vereinbarungen vergütet.

Voraussetzungen einer flächendeckenden Implementierung

 .  Be w us s t s e ins w a nd e l  –  Ne ue s  De nke n

Zentrale Voraussetzung für den Erfolg von PPP ist die Bereitschaft zu einer
verlässlichen, dauerhaften Partnerschaft zwischen Staat und Privatwirt-
schaft, die sich bei vielen Projekten über Jahrzehnte bewähren muss. Viele
Verantwortliche in der staatlichen Verwaltung haben noch keine Erfahrung
damit, sich bereits am Beginn eines Beschaffungsprozesses über alle Spezi-
fikationen einer Leistungserstellung und entsprechende vertragliche Fest-
legungen Klarheit verschaffen. Aber auch auf Seiten der Privatwirtschaft
bestehen noch beträchtliche Vorbehalte gegen die öffentliche Verwaltung.
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 .  P P P - Be w e rtungs ma ßs t a b in  da s  H a us ha lts re cht  e infü hre n

Das kameralistische Rechnungswesen ist für einen Wirtschaftlichkeitsver-
gleich zwischen traditioneller öffentlicher Beschaffung und PPP wenig ge-
eignet. Es bedarf eines umfassenden Bewertungsmaßstabes, der betriebs-
wirtschaftlichen Kriterien genügt. Dieser steht mit dem in anderen EU-
Ländern bewährten „Public Sector Comperator“ zur Verfügung, der sämtli-
che Kosten des Projekts exakt ermittelt und transparent darstellt.

 .  Re cht l iche  Ra hme nbe dingunge n ü be rprü fe n

In den verschiedenen Anwendungsbereichen von PPP zeigt sich, dass das
geltende Recht zwar PPP-Projekte nicht verhindert, aber auch keineswegs
solche Projekte fördert. Beispielsweise fehlt es an Ausschreibungsmustern
und Leitlinien für das Ausschreibungsverfahren im Bereich des öffentlichen
Hochbaus. Auch im Bereich der sozialen Infrastruktur bedarf es weiterer
Änderungen (z. B. §  BSHG), um auch hier den Wettbewerbsgedanken zu
stärken.

 .  E i n r i c h t u n g  e i n e s  K o m p e t e n z z e n t r u m s

Die Unübersichtlichkeit von Einzelinitiativen zu PPP ist durch die Entwick-
lung einer nationalen Implementierungsstrategie und der Schaffung zen-
traler Implementierungsinstrumente zu überwinden. Dazu kann ein „PPP-
Kompetenzzentrum“ dienen, das strategische Beratung und die Bereit-
stellung von Expertenwissen leisten kann. Die Standardisierung der Um-
setzungsprozesse wird auch die Akzeptanz für PPP in der staatlichen Ver-
waltung erhöhen. Ein solches Kompetenzzentrum könnte ohne zusätzliche
personelle Mehraufwendungen im Rahmen bestehender ministerieller
Kompetenz geschaffen werden und somit den Wirtschaftlichkeitsgedan-
ken unterstreichen.

Politische Botschaften zu PPP

 .  P P P  d a r f  n i c h t  z u  e i n e r  z u s ä t z l i c h e n  B e l a s t u n g
d e s  B ü r g e r s  f ü h r e n

Die entscheidende Legitimation für PPP sind die Effizienzgewinne durch die
Partnerschaft von öffentlicher Hand und Privaten. Diese Effizienzgewinne
müssen an den Bürger weitergegeben werden. Insbesondere darf es nicht
darum gehen, durch den verstärkten Einsatz von nutzerfinanzierten Maut-
und Betreibermodellen bei gleichbleibender Steuer- und Abgabenbela-
stung eine zusätzliche Finanzierungsquelle zu erschließen. Ebenso muss
der Eindruck einer verdeckten Kreditaufnahme vermieden werden. Gerade
deshalb ist eine transparente Planung und Ausschreibung wichtig.
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 .  P P P  b e d e u t e t  n i c h t  P r i v a t i s i e r u n g

PPP heißt nicht Privatisierung öffentlicher Leistungen. Vor allem bedeutet
PPP nicht die Sozialisierung von Verlusten und die Privatisierung von Ge-
winnen. Das Ziel von PPP ist die Verbesserung öffentlicher Leistungen für
alle Bürger. Mit dem Transfer von Risiken in den privaten Sektor erhält der
öffentliche Sektor Zugang zu den Vorzügen privaten Risikomanagements.
Die Gefahr, dass Projekte sich verzögern oder sogar scheitern, wird dadurch
erheblich reduziert.

 .  P P P  b e d e u t e t  m e h r  W e t t b e w e r b  u n d  C h a n c e n
f ü r  d e n  M i t t e l s t a n d

Je größer der private Anbieterkreis wird, desto höher werden die Effizienz-
gewinne und desto geringer die Kostenbelastung der öffentlichen Hände
sein. Deshalb ist für den Erfolg von PPP ausschlaggebend, dass nicht nur
Großprojekte ausgeschrieben werden, sondern auch kleinere und mittlere
Unternehmen die Chance haben, von PPP zu profitieren. Durch Vorgaben
der öffentlichen Auftraggeber sollten PPP-Projektgesellschaften deshalb
veranlasst werden, den Belangen der mittelständischen Wirtschaft Beach-
tung zu schenken.

Nächste Schritte

� Bestandsaufnahme über änderungsbedürftige Rahmenbedingungen
� Konzept für ein bundeseinheitliches föderales Kompetenzzentrum PPP
� Erarbeitung einer Implementationsstrategie für die öffentliche Verwaltung

bei Bund, Ländern und Kommunen
� Kommunikationsstrategie für die Akzeptanz von PPP in Politik, Wirtschaft

und Verwaltung
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PPP - ein Baustein für die
Modernisierung des Staates

Die Finanzierungskrise öffentlicher Haushalte, die erheblichen Vorbelastungen
aus Schuldendiensten, das hohe Leistungsniveau des Staates und der erhebli-
che Bedarf an modernen Infrastrukturen zwingen dazu, über die derzeitige
Arbeitsteilung zwischen Staat und Privatwirtschaft neu nachzudenken.

Im Unterschied zur Privatisierung von öffentlichen Vermögenswerten und der
Überantwortung bislang öffentlich erbrachter Leistungen an Private geht PPP
einen anderen Weg. Public Private Partnership heißt Partnerschaft zwischen
öffentlichem und privatem Sektor, heißt Kooperation von öffentlicher Hand
und privater Wirtschaft beim Entwerfen, bei der Planung, Erstellung, Finanzie-
rung, dem Management, dem Betreiben und dem Verwerten bislang in aus-
schließlich staatlicher Verantwortung erbrachten öffentlichen Leistungen. Pu-
blic Private Partnerships bewegen sich in dem Spektrum zwischen traditioneller
Leistungserstellung durch staatliche Verwaltungen (Eigenbau und Haushaltsfi-
nanzierung) auf der einen Seite und der vollständigen Privatisierung von ehe-
mals staatlichen Vermögensanlagen auf der anderen Seite.

Mit PPP wird eine dauerhafte, in beiderseitigem Vorteil liegende, dem Ge-
meinwohl dienende Kooperation zwischen öffentlichen Händen und Privat-
wirtschaft angestrebt. Insofern stellt PPP einen wichtigen Baustein zur Moder-
nisierung der Staates dar. Klar ist: Die Planung, die Durchführung und die Fol-
gen von PPP-Projekten müssen zu jedem Zeitpunkt der Kontrolle durch die de-
mokratisch legitimierten Gremien, insbesondere des Haushaltsgesetzgebers,
unterliegen. Die von der Verfassung vorgegebene staatliche Zuständigkeitsver-
teilung darf durch Öffentlich Private Partnerschaften nicht unterlaufen werden.

Internationale Erfahrungen zeigen: PPP ist ein neuer und oft auch besserer Weg
der Bereitstellung von öffentlichen Leistungen. Mit PPP können öffentliche
Leistungen nicht nur mit geringeren Kosten schneller und früher, sondern auch
in höherer Qualität bereitgestellt werden. Die dabei erzielten Produktivitäts-
gewinne gehen in der Regel auch nicht zu Lasten der Beschäftigten, wie häufig
vermutet wird. Positive Erfahrungen liegen auch in Europa vor – in Großbritan-
nien, den Niederlanden, Dänemark, Schweden, Frankreich, Portugal und Grie-
chenland. Einsparpotentiale in der Größenordnung von  bis  Prozent bezo-
gen auf die herkömmliche Realisierung öffentlicher Infrastrukturprojekte sind
dabei nachweisbar. In Deutschland werden Methoden der Public Private Part-
nerships bislang allerdings nur punktuell verfolgt.

Formen von Öffentlich Privaten Partnerschaften

PPP Projekte können auf unterschiedlichsten Rechts- und Handlungsformen
beruhen. Häufig liegen PPP Modellen gesellschaftsrechtliche Kooperationsver-
träge zwischen öffentlicher Hand und privatem Sektor (z.B. Flughafen-
Entwicklungsgesellschaft, Konversionsentwicklungsgesellschaft) zugrunde.
Auch „normale“ Austauschverträge können die Basis von PPP sein (Mietkauf-,

P ub l i c  P r i vate P ar tner shi p
heißt P artnerschaft  zw i-
schen öffentl ichem  und
pr ivatem  Sekto r ,  heißt
Ko o peratio n vo n öffentl i -
cher  Hand und pr ivater
Wi r tschaft  bei m  E ntw er -
fen,  bei  der  P l anung,  E r -
ste l lung,  F inanzierung,
d em  Manag em ent,  d em
Betr eiben und dem  Ver-
w er ten b i s l ang  i n  aus-
schl ieß l ich  staatl icher
Verantw o rtung erbrachten
öffentl ichen Leistungen.

E i nspar po tenti al e  i n  d er
Größeno r dnung vo n   b i s
  P r o z ent b ez o g en auf
d i e  h er k öm m l i ch e R eal i -
s i erung öffentl icher  Infr a-
str uktur pr o jekte s i nd  d a-
b ei  n achw ei sb ar .
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Leasing-, Miet-, sowie Betreiber- (Contracting-) und Konzessionsmodelle).
Rechtstechnisch gibt es für PPP keinen geschlossenen Kanon möglicher Formen.
Als neues PPP-Modell, das bislang vorwiegend in Großbritannien realisiert wu-
de, steht mit PFI ein Modell zur Diskussion, bei dem sich der Staat von der Be-
reitstellung öffentlicher Leistungen zurückzieht und deren Design, Planen, Pro-
duzieren, Finanzieren und Betreiben ausschließlich der Verantwortung der
Privatwirtschaft überläßt. Die öffentlichen Hände treten nur noch als Nachfra-
ger von Dienstleistungen auf und bezahlen die von Privaten erbrachten Lei-
stungen auf der Basis vertraglicher Vereinbarungen. Obwohl Projektfinanzie-
rung, Betreibermodelle oder vor allem auch contracting bereits in diese Rich-
tung zielen, geht Großbritannien neue Wege, die auch für die Bundesrepublik
Deutschland von Bedeutung sein können.

PPP - ein neuer Weg zu mehr Effizienz

Überall in Europa gilt:
� Der Bedarf an traditionellen und neuen öffentlichen Leistungen vor allem

bei Infrastrukturen ist hoch.
� Angesichts der bereits vorhandenen Belastungen der Bürger gibt es jedoch

keinen Spielraum für Steuererhöhungen.
� Gleichzeitig sind Haushaltsstrukturen zugunsten konsumptiver Ausgaben

vorgeprägt und zumindest kurz und mittelfristig nicht leicht veränderbar.
� Hinzu kommen die im Rahmen der europäischen Wirtschafts- und Wäh-

rungsunion festgesetzten Obergrenzen für die Verschuldung des öffentli-
chen Sektors.

Die aktuelle finanzpolitische Situation in Deutschland zwingt zu einer kriti-
schen Durchleuchtung und Optimierung der öffentlichen Aufgaben und Aus-
gaben. Gefordert sind neue Wege nicht nur der Finanzierung, sondern auch der
Realisierung und des Betreibens öffentlicher Leistungen, ohne die Leitplanken
der Finanz- und Haushaltspolitik der Bundesregierung in Frage zu stellen. Die
zur Zeit noch engen Finanzierungsspielräume zwingen zu intelligenten Ent-
wicklungs- und Finanzierungsmodellen.

Die entscheidende Legitimation für PPP ist jedoch das Erzielen von realen Effizi-
enzgewinnen gegenüber den traditionellen Beschaffungsmethoden der öffent-
lichen Hände. Finanzierungs- und Liquiditätsengpässe des Staates dürfen da-
gegen nicht ausschlaggebend sein. Insbesondere darf es nicht darum gehen,
durch einen verstärkten Einsatz von nutzerfinanzierten PPP-Maut- und Betrei-
bermodellen bei ansonsten gleich bleibender Steuer- und Abgabenbelastung
der Bürger eine zusätzliche Finanzierungsquelle zu erschließen.

PPP sind kein Allheilmittel und natürlich ist die Durchführung eines Projektes in
öffentlich-privater Partnerschaft noch keine Erfolgsgarantie. Dazu sind die Auf-
gabenstellungen sowie die Möglichkeiten der Strukturierung von PPP Modellen
zu vielfältig. Fehleinschätzungen können nicht nur dazu führen, dass der ge-
wünschte Effizienzerfolg ausbleibt, sie können vielmehr auch zum Scheitern
von Projekten führen. Beispiele in Deutschland dafür sind das „Transrapid
Hamburg-Berlin-Projekt“ oder die zu hohen Erwartungen an das Projekt „Groß-
flughafen Berlin-Schönefeld“.

A l s  neues P P P - Mo d el l ,  d as
b i sl ang  vo r w i eg en d  i n
G r o ßb r i tan n i en r eal i s i er t
w ur d e,  steht m i t  P FI  e i n
Mo d el l  z ur  Di skussi o n,  bei
d em  si ch  d er  Staat v o n  d er
Bereitstel lung öffentl icher
Lei stung en z ur ückz i eht
und deren Design,  P l anen,
P r o d uzieren,  F inanzieren
und Betr eiben ausschl ieß-
l ich  der  Verantw o rtung
d er  P r i vatw i r tsch aft
über läßt.  Di e  öffentl ichen
Hände tr eten nur  no ch als
N achfr ag er  vo n Di enstl ei -
stungen auf  und bezahlen
d i e  vo n P r i vaten er br ach-
ten Leistungen auf  der
B asi s  ver tr ag l i ch er  V er -
e inbarungen.

Di e  entschei d end e Leg i ti -
m ati o n für  P P P  i st  d as
E r z i e l en vo n r eal en E ff i z i -
enzgew innen gegenüber
den tr ad itio nel len  Be-
schaffungsm etho den der
öffentl ichen Hände.  F i -
nanzierungs-  und L iquidi -
tätseng pässe d es  Staates
d ü r fen d ag eg en  n i cht aus-
sch l ag g eb en d  sei n .
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Neues Denken notwendig

Um Effizienzgewinne bei PPP erzielen zu können, ist es entscheidend, die Ko-
sten einer Maßnahme über ihren gesamten Lebenszyklus hinweg zu erfassen
und zu planen, d.h. die Anfangsinvestitionen, die Betriebs- und Wartungsko-
sten, die Instandhaltungs- und Ersatzinvestitionen, einschließlich möglicher
Erweiterungsinvestitionen sowie die Finanzierungskosten. Die Anknüpfung an
Kosten über die gesamte Lebensdauer schafft Anreize für Innovationen der
Privaten, aber auch der öffentlichen Hände, und eröffnet hinreichend Spiel-
räume für Flexibilität bei der Realisierung von Projekten, die bei herkömmli-
chen Beschaffungsvorgängen so nicht realisiert werden können. Erfahrungen z.
B. aus Großbritannien zeigen: Je größer der private Anbieterkreis wird, je stär-
ker der Umsetzungsprozess standarisiert werden kann, je beherrschbarer das
Risiko und je planbarer der Erfolg der Projekte wird und damit z. B. in die Kal-
kulationsgrundlagen der kreditgebenden Banken eingehen kann, desto größer
ist der Ertrag auf Seiten der Privatwirtschaft und um so geringer sind die Ko-
stenbelastungen der öffentlichen Hände. PPP-Modelle können damit zum Ka-
talysator effizienteren Handelns des Staates überhaupt werden.

PPP bedeutet nicht Privatisierung

PPP ist auch kein Zwischenschritt in Richtung Privatisierung, erst recht bedeu-
tet PPP nicht Sozialisierung von Verlusten und Privatisierung von Erträgen. PPP
heißt auch nicht exklusiver Zugang zu öffentlichen Leistungen. Ziel von PPP ist
vielmehr die Verbesserung öffentlicher Leistungen für alle Bürger. PPP bedeutet
nicht, dass die Politik die Kontrolle über Art und Umfang der öffentlichen Lei-
stungen verliert. Das Gegenteil ist der Fall. Aufgrund der Vertragsstrukturen
und der meist sehr detaillierten Vertragsinhalte von PPP muss sich die Politik
viel früher, viel intensiver und viel umfassender mit den geplanten Maßnah-
men befassen. Vor einer Entscheidung, ob ein Vorhaben in öffentlicher Hand in
Form von PPP oder allein durch Private durchgeführt werden soll, werden der
Politik umfassende Entscheidungsgrundlagen zur Verfügung gestellt (siehe
dazu auch Ausführungen zu „Public Sector Comparator“). Die Vertragsinhalte
werden der Politik rechtzeitig und laufend transparent gemacht, um in dem
jeweiligen Arbeitsschritt die richtige Entscheidung treffen zu können. Die Poli-
tik bleibt deshalb immer die entscheidende Instanz, die die Vorgaben genau
definiert, Konzept, Leistungsumfang und den Finanzierungsrahmen festsetzt
und die Reihenfolge der Umsetzung der Projekte bestimmt.

Entscheidend für PPP ist nicht der Aspekt der Privatisierung, sondern das Teilen
von Aufgaben und Risiken mit dem privaten Sektor. Mit PPP werden Risiken bei
der Bereitstellung öffentlicher Leistungen dorthin verteilt, wo sie am besten zu
handhaben sind. Mit dem Transfer dieser Risiken in den privaten Sektor erhält
der Staatssektor zudem Zugang zu den Vorzügen privaten Risikomanagments.
Die Gefahr, dass Projekte sich verzögern oder sogar scheitern, wird dadurch
erheblich reduziert.
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Durch den Wettbewerb zwischen privaten Unternehmen untereinander, die
sich um eine Auftragserteilung bemühen, aber auch durch den Wettbewerb
zwischen dem privaten und dem öffentlichen Sektor können weitere Produkti-
vitätspotenziale erschlossen werden.

PPP mit Mittelstandspolitik vereinbar

Die häufig vorgetragene Sorge, Public Private Partnerships seien vornehmlich
im Interesse von Großunternehmen, stünden den Belangen des Mittelstandes
entgegen und seien deshalb mit einer Politik des Staates für kleine und mittlere
Unternehmen nicht vereinbar, ist heute weitgehend ausgeräumt und hält auch
den Erfahrungen aus anderen europäischen Ländern nicht stand. So sind in
Großbritannien beispielsweise PPP Projekte in den wenigsten Fällen Großpro-
jekte. Lediglich knapp % aller  PFI Projekte haben ein Auftragsvolumen von
über  Mio. britischen Pounds (GBP). Die weit überwiegende Zahl der Projekte
bewegt sich in der Größenordnung von  bis  Mio. GBP. Die verbreitete
Furcht, dass mit der Einführung von PPP kleine und mittlere Unternehmen ge-
genüber Großunternehmen das Nachsehen haben werden, ist unbegründet.

Auch in Deutschland haben eine Vielzahl von kleinen und mittleren Bauunter-
nehmen positive Erfahrungen mit den unterschiedlichsten Formen von PPP
sammeln können. Beim mehrstreifigen Autobahnausbau in Deutschland (A-
Modell) werden inzwischen Streckenabschnitte bis zu  km Länge (Investiti-
onsvolumen ca.  Mio. €) auch vom Mittelstand für handhabbar gehalten.
Wie mittelständische Verbandsvertretungen bekunden, können und wollen
sich die mittelständischen Unternehmen dem Ziel von mehr Effizienz durch
vernetztes, ganzheitliches Arbeiten nicht verschließen. Im übrigen können
durch entsprechende Vorgaben der öffentlichen Auftraggeber die PPP-
Projektgesellschaften veranlaßt werden, den Belangen der mittelständischen
Wirtschaft Beachtung zu schenken.

A uch in  Deutschland ha-
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Entscheidend für PPP:
der Wirtschaftlichkeitsvergleich

Die Bundeshaushaltsordnung verpflichtet die gesamte Bundesverwaltung, bei
Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans den Grundsatz der Wirt-
schaftlichkeit zu beachten und bei allen Maßnahmen Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen durchzuführen. Ähnliches gilt aufgrund analoger Gesetze und Ver-
waltungsvorschriften für die Länder- und Kommunalverwaltungen. Jedes fi-
nanzwirksame Handeln der öffentlichen Hände ist in der Bundesrepublik somit
dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit unterworfen, wonach die günstigste
Relation zwischen dem verfolgten Zweck und den einzusetzenden Mittel anzu-
streben ist. Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit umfaßt das Sparsamkeitsprin-
zip, ein bestimmtes Ergebnis mit möglichst geringem Mitteleinsatz zu erzielen,
und das Ergiebigkeitsprinzip, bei dem mit einem bestimmten Mitteleinsatz das
bestmögliche Ergebnis verwirklicht werden kann.

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sind bei allen Maßnahmen des Staates –
sowohl auf der Einnahmen- wie auf der Ausgabenseite – nicht nur als abschlie-
ßende oder als begleitende Erfolgskontrolle, sondern auch als Planungsinstru-
mente anzuwenden. Die Prüfung der Wirtschaftlichkeit muss also bereits im
Planungsstadium einer Maßnahme erfolgen. Bei der Wirtschaftlichkeitsprü-
fung wird zwischen Maßnahmenwirtschaftlichkeit (Wirtschaftlichkeit des Pro-
jektes selbst) und Vollzugswirtschaftlichkeit (Wirtschaftlichkeit der Projektrea-
lisierung) unterschieden.

Besteht beispielsweise für den Erwerb oder die Nutzung von Vermögensgegen-
ständen eine Wahlmöglichkeit zwischen Kauf-, Miet-, Leasing-, Mietkauf- oder
auch Konzessions- und Betreiber-Verträgen, so ist vor dem Vertragsabschluss
zu prüfen, welche Vertragsart für die Verwaltung am wirtschaftlichsten ist. Die
geltenden haushaltsrechtlichen Regelungen des Bundes, der Länder und der
Kommunen setzen für PPP Modelle somit grundsätzlich neutrale Ausgangsbe-
dingungen.

Grenzen kameralistischen Rechnungswesens

Das Problem besteht darin, dass Kriterien und Daten für objektive, an betriebs-
wirtschaftlichen Methoden ausgerichtete Wirtschaftlichkeitsprüfungen des
Staates nicht hinreichend vorhanden sind, sondern zunächst entwickelt wer-
den müssen.

Traditionelle Beschaffungsvorgänge der öffentlichen Hände entziehen sich
bislang objektivierbaren Bewertungsmaßstäben. Die an einzelwirtschaftlichen
(wie Kapitalwertmethode, Kostenvergleichsrechnungen, Angebotsvergleiche)
oder gesamtwirtschaftlichen (wie z. B. Kosten-Nutzen-Analyse) Verfahren ori-
entierten Untersuchungsmethoden der öffentlichen Hände können bislang die
grundsätzlichen Schwachstellen des bisherigen kameralistischen Systems nicht
ausgleichen:
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� Die vorherrschende Input-Orientierung der öffentlichen Hände bei Investi-
tionsentscheidungen und die mangelnde Output-Orientierung über den
Lebenszyklus läuft sowohl dem Sparsamkeitsprinzip als auch dem Ergie-
bigkeitsprinzip zuwider.

� Die tayloristischen deutschen Verwaltungsstrukturen mit ihren tief ver-
ästelten Detailzuständigkeiten sowie fehlende Kosten- und Leistungsrech-
nungen erschweren den Vergleich der Lebenszykluskosten.

� Die ausschließliche Orientierung des Wirtschaftlichkeitsvergleichs an den
Finanzierungskonditionen der öffentlichen Hand führt zu falschen Ergeb-
nissen, wenn der Private Projektrisiken übernimmt. Die öffentliche Kre-
ditaufnahme erfolgt ohne jede Verbindung zu Projektrisiken und muss da-
her nominell günstiger sein als die private Refinanzierung. Die auch bei
traditioneller Realisierung vorhandenen und bislang nicht transparenten
Projektrisiken müssen daher bewertet werden.

� Das kameralistische Rechnungswesen sieht keine Abschreibungen auf
Investitionen vor. Es fehlt der Zusammenhang zwischen der Tilgung, also
der Rückzahlung eines Investitionskredits, und der Abschreibung, also der
laufenden Wertminderung der getätigten Investition. Es besteht somit für
die öffentlichen Hände kein Druck, Zinskosten und Abschreibungen durch
erhöhte Erträge oder Kosteneinsparungen wettzumachen.

� Kosten-Nutzen-Analysen öffentlicher Investitionsentscheidungen können
sich nicht an der betriebswirtschaftlichen Rentabilität des Investments wie
in der Privatwirtschaft, d.h. dem Verhältnis von zurechenbaren künftigem
Aufwand und zurechenbaren künftigem Ertrag, messen.

Ohne einen anerkannten, betriebswirtschaftlichen Kriterien genügenden Be-
wertungsmaßstab wird die Wirtschaftlichkeitsprüfung der Staates immer un-
zureichend und der Wirtschaftlichkeitsvergleich zwischen traditionellen Be-
schaffungen der öffentlichen Hände und PPP Modellen nur ungenügend sein.
Um PPP Modelle fallweise dokumentieren und objektivere Entscheidungs-
grundlagen für die öffentlichen Auftraggeber schaffen zu können, ist ein um-
fassender Bewertungsmaßstab nötig, der die Gesamtnutzungskosten traditio-
neller öffentlicher Leistungserstellung privatwirtschaftlichen Lösungsalternati-
ven gegenüberstellt. Unterschiedliche steuerliche Regelungen für private und
hoheitliche Leistungserstellung widersprechen der Zielsetzung von gleichwer-
tigen Wettbewerbsbedingungen für öffentliche und private Leistungserbrin-
gung und sollten somit im Wirtschaftlichkeitsvergleich berücksichtigt werden.

In Deutschland fehlt also ein anerkanntes vergleichendes Bewertungssystem
für die Leistungen der öffentlichen Hand, wie es etwa aus Großbritannien oder
den Niederlanden mit dem „Public Sector Comparator“ (PSC) bekannt ist.
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„Public Sector Comparator“ (PSC)

Nachdem die öffentliche Hand als Auftraggeber oder Konzessionsgeber vor
dem Hintergrund ihrer konkreten Bedarfssituation die Vor- und Nachteile einer
in Aussicht genommenen Maßnahme aus volkswirtschaftlicher Sicht analysiert
und dann entschieden hat, also die Maßnahmenwirtschaftlichkeit eines Pro-
jekts festgestellt hat, muss sie in einem objektiven Verfahren die vorteilhafte-
ste und wirtschaftlichste Beschaffungsvariante ermitteln. Hierzu bedarf es
dann einer Vergleichsrechnung, eines Wirtschaftlichkeitsvergleichs. Alle Alter-
nativen, die für die Leistungserbringung zur Auswahl stehen, müssen dabei
untersucht werden. Für jede in Frage kommende Variante ist eine Vergleichs-
rechnung unter Einbeziehung der Risiken durchzuführen.

Entscheidend für den Wirtschaftlichkeitsvergleich ist, dass sämtliche tatsächli-
che Kosten des Projekts über die gesamte Lebensdauer exakt untersucht und
transparent dargestellt werden.

Dazu gehören u.a.

� die umfassende Beschreibung des Projekts, dessen Zweck sowie die Ziele,
die geplante Zeitachse und ihre Etappen,

� die exakte Definition der qualitativen Anforderungen,
� alle Kosten im Zusammenhang mit der Realisierung des Projekts, wie Pro-

jektentwicklungskosten, Planungskosten, Grundstückskosten, Baukosten
einschließlich sämtlicher Nebenkosten und die bewerteten Risiken,

� Betriebs- und Unterhaltungskosten auf einen langfristigen, häufig  bis
-jährigen Zeitraum einschließlich der Personalkosten und Abschreibun-
gen,

� Finanzierungskosten einschließlich sämtlicher Nebenkosten,
� Kontraktkosten von PPP Modellen,
� Einnahmen aus der Wiederverwertung, also die Restwerte, aber auch Wie-

derherstellungsrisiken, die Voraussetzung für eine Veräußerung sein könn-
ten.

Die ermittelten Zahlungsströme werden abdiskontiert auf die Gegenwartswer-
te. Daraus ergibt sich der Public Sector Comparator, also der Barwert konven-
tioneller öffentlicher Beschaffung, der mit der privatwirtschaftlichen Lösung
verglichen wird und das Preis-/Leistungs-Verhältnis bemisst (Vollzugswirt-
schaftlichkeit). In den jeweiligen Barwert gehen auch Kosten ein, die sich aus
monetär bewerteten Risiken, die in den jeweiligen Projektphasen entstehen,
begründen. Risiken können z.B. mit Kosten, die die Wahrscheinlichkeit des Ein-
tritts beinhalten, mit Versicherungsprämien kommerzieller Versicherungen
oder mit Vergütungen von Swaps (z.B. Credit Default Swap) bewertet werden.

Der Public Sector Comparator wird also in der Form eines Barwertes berechnet
und basiert auf der letzten aktuellen konventionellen Beschaffungsvariante für
die Erbringung der beschriebenen Leistungen. Er berücksichtigt alle Risiken der
konventionellen Realisierung in voller Höhe, die bei der jeweiligen Ausfüh-
rungsvariante anfallen können, multipliziert mit ihrer Eintrittswahrscheinlich-
keit. Zur Ermittlung des PSC werden die Komponenten des risikokorrigierten
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Einnahmen- und Ausgabenstromes abgezinst. Anschließend erfolgt eine Sensi-
tivitätsanalyse, welche die Auswirkungen unterschiedlicher Rahmenbedingun-
gen aufzeigt.
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Implementierung von Öffentlich
Privaten Partnerschaften

 .  Ü b e r p r ü f u n g  d e r  r e c h t l i c h e n  R a h m e n b e d i n g u n g e n

Einsparungen von % und mehr sowie Impulse für Innovation und Moder-
nisierung als Leitmotiv für PPP-Projekte werfen die Frage auf, wie die aktu-
ellen rechtlichen Rahmenbedingungen für den Einsatz von PPP-Projekten
aussehen, wo Hemmnisse bestehen, wo Regelungen PPP-Projekte zulassen
und welche Regelungen das PPP-Leitbild fördern oder fördern könnten.

Vergaberecht

Auf Basis der vom Bundesministerium für Verkehr, Bau und Wohnungswe-
sen vorgetragenen Rechtsstandpunkte stellt das geltende Vergaberecht im
Ergebnis keine unüberbrückbaren Hemmnisse für die Durchführung von
PPP-Projekten dar. Allerdings ist das geltende Vergaberecht (VOB/A und
VOL/A) nicht auf PPP-Modelle ausgerichtet, so dass für die Beteiligten Bera-
tungsbedarf besteht.

� Landesrechtliche Vorgaben zur maßgeblichen Verdingungsordnung
ohne Rücksicht auf die Schwerpunkttheorie des EUGH sollten revidiert
werden.

� Einzelne vergaberechtliche Fragen sollten überprüft und geklärt wer-
den (z.B. Schwellenwertermittlung bei Nutzungsüberlassungsverträ-
gen, Nachunternehmerbenennung).

� Die Anforderungen an die offen zu legenden Zuschlagskriterien müs-
sen definiert werden; hier ist eine Verzahnung mit den Arbeiten zum
Wirtschaftlichkeitsvergleich erforderlich.

� Es sollten Ausschreibungsmuster und Leitlinien für das Ausschrei-
bungsverfahren entwickelt werden. Dabei sollte auch die PPP-
Tauglichkeit der VOB/B überprüft werden.

Haushalts-, Kommunal- und Zuwendungsrecht

Nach Art.  Abs.  GG sind Bund und Länder in ihrer Haushaltswirtschaft
von einander unabhängig. Der Bund hat im Verhältnis zu den Ländern nur
eine sich auf Grundsätze beschränkende Gesetzgebungskompetenz. Es
können aber Empfehlungen für ein abgestimmtes Handeln ausgesprochen
werden. Im übrigen ist die Wirtschaftlichkeit der jeweils in Betracht kom-
menden Handlungsalternativen das Leitmotiv jeder haushaltswirtschaftli-
chen Betrachtung (§  HGrG, §  BHO).

� Die Terminologie zu PPP-Projekten sollte im Bereich Haushaltsrecht,
Kommunalrecht und Fördermittel vereinheitlicht werden.

� In den Haushalten von Bund und Ländern sollten Mietkauf-, Leasing-,
Miet-, Betreiber- und Konzessionsmodelle jeweils einheitlich behandelt
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werden. Zu prüfen ist insbesondere die Einordnung von haushaltsfi-
nanzierten Betreibermodellen.

� Das Veräußerungsverbot von Liegenschaften sollte ggf. unter Auflagen
im Hinblick auf die Verwendung des Veräußerungserlöses sowie unter
dem Vorbehalt eines Wirtschaftlichkeitsnachweises aufgehoben bzw.
modifiziert werden.

� Die kommunalrechtlichen Regelungen sollten mit dem Ziel einer bun-
deseinheitlichen Handhabung überarbeitet werden. Grundsätzlich soll-
te auch die Möglichkeit zu einer Vereinfachung der Genehmi-
gungspraxis überprüft werden.

� Die Förderregularien von Bund und Ländern in den verschiedenen Inve-
stitionsbereichen sollten mit dem Ziel überprüft werden, PPP-Projekte
im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsüberlegungen als Handlungsalter-
native in Betracht zu ziehen, ohne die berechtigten Interessen der öf-
fentlichen Zuschussgeber (z.B. Sicherung der Zweckbindung über die
Vertragslaufzeit) zu vernachlässigen. Im Vordergrund sollte die Pro-
jektwirtschaftlichkeit in einem umfassenden Sinn stehen, einzelne
Handlungsalternativen sollten nicht grundsätzlich ausgeschlossen
werden. Die Förderregularien sollten vielmehr insoweit neutral sein
und eine Unterstützung des Ansatzes der ganzheitlichen Kostenopti-
mierung (z.B. durch Vermeidung von unterschiedlichen Kostenträgern
für Investitions- und Betriebskosten) vorsehen. In die Prüfung sollte
auch gesetzgeberischer Handlungsbedarf einbezogen werden (z.B. GG-
Änderung in Bereich der Hochschulbauförderung).

 .  I m p l e m e n t i e r u n g s s t r a t e g i e

Zentrale Voraussetzung für PPP ist die Bereitschaft zu einer verlässlichen,
dauerhaften Partnerschaft zwischen Staat und Privatwirtschaft, einer Part-
nerschaft, die sich bei vielen Projekten nicht selten über Jahrzehnte bewäh-
ren muß. Dies verlangt ein neues Denken auf beiden Seiten. Um ein Opti-
mum an öffentlichen Leistungen für die von den Bürgern erbrachten Steu-
er- und Sozialbeiträgen zu erzielen, ist eine neue Betrachtungsweise öf-
fentlicher Leistungserstellung und der dafür erforderlichen Vermögenswer-
te erforderlich. Für viele Verantwortliche in den staatlichen Verwaltungen
ist es ungewohnt und neu, sich bereits am Beginn eines Beschaffungspro-
zesses über alle Spezifikationen einer Leistungserstellung, die dann in ei-
nem Vertrag mit der Privatwirtschaft niedergelegt werden, im Klaren sein
zu müssen. Für den Erfolg von PPP Projekten ist dies jedoch mit entschei-
dend. Die Standardisierung der Umsetzungsprozesse, insbesondere der
Vertragsgestaltung, ist deshalb hilfreich. Zudem ist es wichtig, dass öffent-
liche Hände und private Anbieter als gleichberechtigte Partner verhandeln.

Das PPP-Bild in Deutschland ist geprägt von unterschiedlichen Einzelent-
wicklungen in den verschiedenen Sektoren und staatlichen Ebenen. Insge-
samt fällt auf, dass eine Vernetzung der Arbeiten in den verschiedenen
Sektoren bislang nicht stattgefunden hat. Hierdurch entsteht - abgesehen
von unnötigen Doppelarbeiten - die Gefahr, dass eine einheitliche Zielaus-
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richtung der Projekte in den einzelnen Sektoren sowie ein Know-how-
Transfer mit der Möglichkeit, aus positiven Erfahrungen und Fehlern ande-
rer Sektoren zu lernen, erschwert wird oder vollständig verloren geht. Ohne
Anspruch auf Vollständigkeit sind hier zu nennen:

� Der vom Bundeskanzler im April  eingesetzte Arbeitskreis Private
Infrastrukturfinanzierung mit den Unterarbeitsgruppen Verkehr und
Immobilien (sog. Kanzler-AG),

� die Arbeiten im Verkehrsinfrastrukturbereich ( Einsetzung der Kommis-
sion Verkehrsinfrastrukturfinanzierung - sog. Pällmann-Kommission -,
die Einsetzung von Lenkungs- und Gutachtergruppen sowie von Bera-
tergremien zur Entwicklung von Musterkonzessionsverträgen, die be-
schlossene Gründung der Verkehrsinfrastrukurfinanzierungsgesell-
schaft - VIFG),

� die GEBB im Bereich des BMVg.
� Im Rahmen der D -Initiative beschäftigt sich seit Januar  unter

Federführung des Innenministeriums Baden-Württemberg eine PPP-
Unterarbeitsgruppe mit der Erstellung eines PPP-Prozessleitfadens.

� Eine  beim BMVBW eingerichtete interministerielle Bund-Länder-
Arbeitsgruppe „Private Finanzierung im Hochbau“ hat im März 
Zwischenergebnisse vorgelegt (Arthur Andersen Steuergutachten
"Steuerliche Effekte bei privater Hochbaufinanzierung" sowie Fallbei-
spiele zum Wirtschaftlichkeitsvergleich von Mietkauf, Leasing und
Miete). Die Arbeiten wurden aber bislang nicht fortgeführt.

� PPP-Initiative NRW
�  Rechnungshofberichte

Die Vielzahl und Zersplitterung von Einzelinitiativen in Sachen PPP ist
durch die Entwicklung einer nationalen Implementierungsstrategie und
der Schaffung zentraler Implementierungsinstrumente zu überwinden.

Richtig ist: PPP-Projekte werden von den zuständigen Projektträgern (zu-
meist auf kommunaler Ebene) in eigener Verantwortung entwickelt und
durchgeführt. Internationale Erfahrungen zeigen aber, dass es äußerst hilf-
reich ist, wenn Projektträger bei ihrem Entwicklungs- und Entscheidungs-
prozess von Erfahrungen anderer Projekte frühzeitig proftitieren und am
nationalen und internationalen PPP-Know how teilhaben können. Es
kommt deshalb darauf an, Erfahrungen über eine Vielzahl von Projekten zu
bündeln und auszuwerten, gewonnene Erkenntnisse zu verdichten und zu
verteilen, darüber die Lernfähigkeit des Gesamtsystems zu gewährleisten
sowie sicherzustellen, dass PPP-Modelle auf breiter Basis implementiert
werden können und sich dabei eine stabile PPP-Kultur herausbilden kann.

Zur Umsetzung des Implementierungskonzeptes bedarf es in Deutschland
der Einbindung aller relevanten Akteure aus Bund, Ländern und Kommu-
nen sowie aus Verbänden und privater und öffentlicher Wirtschaft. Auf
Bundesebene sind das die einschlägigen Ressorts, vornehmlich das Bun-
desministerium der Finanzen, das Bundesministerium für Verkehr, Bau und
Wohnungswesen, das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie,
auch unter Einbeziehung des Bundesrechnungshofes. Auf Länderebene
sind das die einschlägigen Ressorts, gegebenenfalls unter fallweiser Ein-
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bindung von Landesgesellschaften und Sondervermögen (z.B. Liegen-
schaftsbetriebe und Landesrechnungshöfe). Auf kommunaler Eben sind es
die kommunalen Spitzenverbände.

 .  I m p l e m e n t i e r u n g s i n s t r u m e n t e

Die Bundesebene hat bei der Implementierung eine treibende Rolle zu
übernehmen: Der Bund muss in die Fachkonzeption involviert sein und als
Moderator dazu beitragen, die bestehenden Rechts-, Verfahrens-, Anwen-
dungs- und Beurteilungsunsicherheiten bei Entwicklung, Realisierung und
Begleitung von PPP-Projekten zu überwinden und die Entwicklung geeigne-
ter Standards für die Konzeption und Realisierung von PPP-Projekten zu be-
gleiten. Dem Bund kommt bei der Implementierung von PPP-Modellen eine
zentrale Bedeutung zu, da sich Länder und Kommunen in haushaltsrechtli-
chen und sonstigen Fragestellungen am Bund orientieren werden.

Der Großteil der potenziellen PPP-Projekte liegt im Verantwortungsbereich
der Kommunen. In ihrer Eigenschaft als Projektträger benötigen sie beson-
dere Unterstützung, etwa in Form von Handlungsleitfäden, Verfahrens-
standards u.ä.m. Um die Entwicklung belastbarer Standards bzw. die For-
mulierung von Handlungsleitfäden zu erleichtern, sollten die Kommunen
ihrerseits die eigenen Erfahrungen aus der Projektentwicklung und -
realisierung in den Implementierungsprozess einbringen. Wir begrüßen es,
dass Länder wie beispielsweise Nordrhein-Westfalen durch eine task force
den öffentlichen Verwaltungen, insbesondere auch den Kommunen, Hilfe-
stellungen bei der Vorbereitung und Realisierung von PPP-Projekten bieten.

Implementierungsinstrumente müssen im föderalen System deshalb so-
wohl zentral als auch dezentral ansetzen. Es wird vorgeschlagen:

Bildung eines nationalen PPP-Kompetenzzentrums

Um PPP in der Bundesrepublik Deutschland umfassender und erfolgreicher
implementieren zu können, ist es notwendig, auf nationaler Ebene ein
„PPP-Kompetenzzentrum“ zu schaffen, das komplementäre Dienste anbie-
tet, d.h. Leistungen, die zu den projektbezogenen Dienst- und Beratungslei-
stungen ergänzend hinzutreten. Das „PPP-Kompetenzzentrum“ konzen-
triert sich dabei in der Regel auf folgende Aufgaben:

� Strategische Beratung in der Frühphase von PPP-Projekten, z.B. Ausar-
beiten und Entwickeln des „Business Case“ mit Blick auf die Genehmi-
gungs- und die Realisierungsfähigkeit einer PPP,

� Begleitung von Pilotprojekten: Berücksichtigung einer großen Band-
breite möglicher Lösungsansätze zur Identifizierung effizienter Umset-
zungsstrategien,

� Bereitstellung von Expertenwissen durch Aufbau von Wissensdaten-
banken, Kontrollverfahren, etc.,

� Entwicklung von fachlichen Lösungen und Formulierung von „Best
Practices“ durch eine institutionalisierte Projektevaluation und Ein-
bringung dieser Standards in neue Projekte,
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� Erstellung von Handlungsleitfäden.

Das „PPP-Kompetenzzentrum“ selbst kann in Form eines PPP-Projektes, das
gemeinsam von öffentlichen Händen und Privatwirtschaft getragen wird,
organisiert werden. Wesentlich erscheint dabei in jedem Falle eine starke
Einbindung der öffentlichen Verwaltung, deren Entscheidungsabläufe und
deren Entscheidungskultur.

Bildung von dezentralen PPP-task forces

Auf den verschiedenen Stufen staatlicher Exekutive sollen in geeigneter
und zweckmäßiger Form PPP-task forces installiert werden, wie sie etwa
auf Bundesebene mit der Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft
bereits realisiert, für den Hochbau durch die Schaffung einer task force im
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Wohnungswesen in Aussicht ge-
stellt und für das Bundesministerium der Verteidigung mit einer „PPP-
Zentraleinheit“ hier gefordert wird. Die PPP task forces in öffentlichen Ver-
waltungen sollen vor allem auch die für die Beschaffung öffentlicher Lei-
stungen Verantwortlichen durch Information, Koordination und Qualifika-
tion befähigen, PPP Lösungsalternativen zu beurteilen und Vertragsver-
handlungen mit den Anbietern der Privatwirtschaft im Interesse eines op-
timalen Ergebnisses für die Bürgerinnen und Bürger zu führen.

 .  K o m m u n i k a t i o n s s t r a t e g i e

PPP kann nur Erfolg haben, wenn für Politik, Wirtschaft und Verwaltung eine
Kommunikationsstrategie entwickelt wird, mit deren Hilfe für Akzeptanz für
PPP geworben wird.
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PPP in einzelnen Anwendungs-
bereichen

PPP im Verkehrsinfrastrukturbereich

Durch die fortschreitende Integration Europas sowie den gemeinsamen Bin-
nenmarkt wird die Nachfrage nach Mobilität gleichermaßen für Personen wie
für Güter in den kommenden Jahrzehnten weiter erheblich zunehmen.
Deutschland ist ganz speziell von den wachsenden Verkehrsströmen betroffen:
Seit seiner Wiedervereinigung und der damit eingeleiteten Ost-West Öffnung
Europas ist es zum Haupttransitland Europas geworden. Prognosen im Rahmen
des Bundesverkehrswegeplans sagen dem Personenverkehr bis  ein Wachs-
tum von % voraus, der Güterverkehr soll sogar um mehr als % zunehmen.

Trotz der Erhöhung der Leistungsfähigkeit der Verkehrsträger, zum Beispiel
durch den Einsatz von Telematik sowie durch verbesserte Kooperation zwi-
schen den Hauptverkehrsträgern - Strasse, Bahn, Wasserstrasse und Luftver-
kehr - wird dem Ausbau der europäischen Verkehrsinfrastruktur auch künftig
große Bedeutung zukommen. Diesem Investitionsbedarf, welcher sowohl Un-
terhalt, Ausbau, Modernisierung und Neubau von Verkehrsinfrastruktur bein-
haltet, stehen eng begrenzte Finanzierungsspielräume der Staatshaushalte
gegenüber, so dass sich PPP-Modelle als neue Entwicklungs-, Finanzierungs-
und Betreibermodelle für Verkehrsinfrastrukturen anbieten.

Für die Anwendbarkeit von PPP-Modellen ist eine differenzierte, auf das jeweils
in Frage stehende Verkehrsprojekt spezifisch bezogene Betrachtungsweise
notwendig. Die europäischen Erfahrungen mit öffentlich-privaten Partner-
schaften im Verkehrsbereich sind unterschiedlich und zeigen, dass ein Projek-
terfolg wesentlich von einer vorherigen sorgfältigen Risikoaufteilung zwischen
dem privaten und dem öffentlichen Sektor abhängt. Die Faustformel, dass jeder
Sektor die Risiken tragen sollte, die er auch selber kontrollieren kann, ist dafür
eine gute, wenngleich in der Praxis schwer messerscharf herzustellende Aus-
gangsbasis. Die Erfahrungen zeigen auch, dass der erwartete Effizienzgewinn
bei Verkehrsprojekten in der Regel nur erreichbar ist, wenn keine Angebotsmo-
nopole entstehen, und größtmögliche Transparenz in Auswahlverfahren und
Abwicklung garantiert ist.

Bei Vorhaben der Verkehrsinfrastruktur ist die Bereitstellung öffentlichen Kapi-
tals in der Regel für den Erfolg privater Investitionen erforderlich und – ange-
sichts des gesamtwirtschaftlichen Nutzens – auch gerechtfertigt. Durch das
öffentliche Kapital (Anschubfinanzierung) dürfte die häufig vorhandene Lücke
zwischen der betrieblichen und der – an sich zufriedenstellenden – volkswirt-
schaftlichen Rentabilität erst geschlossen werden können.

Die Durchführung von Verkehrsprojekten in öffentlich-privater Partnerschaft
(unter Hinzuziehung von privatem Kapital) berührt nicht das Recht des Gesetz-
gebers zur Bundesverkehrswegeplanung bzw. zur Infrastrukturplanung aus
einem Guss. Entscheidungen über die Struktur der künftigen Verkehrswege,
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über die Mittelverteilung auf die verschiedenen Verkehrsträger und die Festle-
gung regionaler Schwerpunkte bleiben ebenso in der öffentlichen Verantwor-
tung wie die Festlegung der Prioritätenfolge innerhalb eines Bundesverkehrs-
wegeplanes.

Mit dem Bundesprogramm „Bauen jetzt“ und der vom Bundestag verabschie-
deten Novelle des Fernstraßenbauprivatfinanzierungsgesetzes (FStrPrivFinG)
einschließlich dreier Rechtsverordnungen, durch die wesentliche Mängel der
bisher geltenden gesetzlichen Regelungen beseitigt wurden, ist bereits ein
beachtlicher Schritt in Richtung PPP/Konzessionsmodelle beim Ausbau unserer
Fernstraßen getan. Betreibermodelle mit einem Investitionsvolumen von 
Mrd. € werden in den nächsten Jahren umgesetzt werden können.

Für die nächste Legislaturperiode bleiben jedoch noch einige Fragen offen:

� Prüfung einer stärkeren Ausweitung des Anwendungsbereiches des Fern-
straßenprivatfinanzierungsgesetzes im Sinne der Einbeziehung von Bun-
desautobahnstrecken.

� Prüfung und gegebenenfalls Einführung von Modellen privatrechtlicher
Entgelte anstelle von Mautgebühren mit dem Ziel, die Akzeptanz zu ver-
bessern: Durch Staffelung der Mautentgelte, z. B. für Ortsansässige, Viel-
fahrer und Freistellung des ÖPNV.

� Prüfung der Anwendbarkeit von Schattenmaut-Modellen, bei denen das
operationelle Risiko einschließlich der Betriebs- und Unterhaltskosten beim
Konzessionär verbleibt.

� Entwicklung von Kriterien für die Aufteilung von Projektrisiken (u.a. techni-
sche Risiken bei Planung und Erstellung, Finanzrisiken, Markt- und Nach-
fragerisiken für den Betrieb des Projektes, Risiken aus höherer Gewalt, ma-
kroökonomische Risiken, rechtliche Risiken) zwischen den privaten und den
öffentlichen Investoren. Die möglichst präzise Risikoaufteilung ist von
höchster Bedeutung insbesondere für den Fall, dass Einnahme- oder Ko-
stenziele verfehlt werden und für den Fall der Beendigung der Partner-
schaft – sei es durch Auslaufen oder Entzug der Konzession, sei es durch In-
solvenz des Konzessionärs, sei es durch Übertragung des Projektes an den
Staat oder ähnliches.

� Klare Definitionen der Schnittstellen und Zuständigkeiten zwischen den
Verkehrsinvestitionen als öffentlich-private Partnerschaft und den anson-
sten öffentlich-finanzierten Verkehrsinfrastrukturen.

� Umfang der Einbeziehung der privaten Betreibermodelle in die Bedarf-
splanfortschreibung: Zu klären ist, ob private Betreibermodelle lediglich
mit dem erforderlichen Haushaltsansatz oder den Gesamtkosten (ein-
schließlich Finanzierungskosten) in die jeweiligen Länderquoten eingehen.

� Überprüfung des Vergaberechts auf seine Tauglichkeit bei Verkehrsinvesti-
tionen in öffentlich-rechtlicher Partnerschaft.
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PPP im Bereich des öffentlichen Hochbaus

Im Bereich des öffentlichen Hochbaus wurden in Deutschland bislang haupt-
sächlich Mietkauf-, Leasing- und Mietprojekte realisiert. Die Projekte konzen-
trierten sich zumeist auf die Optimierung von Baukosten, Bauzeiten und Finan-
zierungskonditionen. Eine Integration von Planung, Bau, Finanzierung, Betrieb
und Verwertung war bislang kaum Leistungsgegenstand. Die Bundesländer
haben fast alle in irgendeiner Form Erfahrungen mit PPP-Projekten (Verwal-
tungsgebäude, Polizei-, Hochschulgebäude etc). Es liegen mittlerweile ca. 
Rechnungshofberichte vor. Im Hochschulbau verfügen Bund und Länder über
gemeinsame Projekterfahrungen. In dem sogenannten HBFG-Leasing Pro-
gramm (, Mrd € ) kamen hauptsächlich Mietkauf-Projekte zur Anwendung.
Das Programm ist zwar weitgehend, aber nach wie vor noch nicht ganz ausge-
schöpft. Eine abschließende Auswertung steht noch aus. Ein aktuelles Einsatz-
feld für PPP-Projekte ist der Sportstättenbau, hier insbesondere im Vorfeld der
WM  der Bau von Fußballstadien.

Das Land Nordrhein-Westfalen hat im Oktober  eine PPP Initiative gestatet.
Es ist beabsichtigt, anhand von Pilotprojekten, vor allem auch im Bereich des
kommunalen Schulbaus bzw. der Schulbausanierung PPP-Standardmodelle
rechtsverträglich zu entwickeln. Nach Einführung einer Schulpauschale haben
die Kommunen die Möglichkeit erhalten, diese Mittel nach freier eigener Ent-
scheidung für den Bau, die Modernisierung und Sanierung, den Erwerb, Miete
und Leasing von Schulgebäuden zu verwenden. Ein weiteres PPP-Pilotprojekt
wird der Bau und der Betrieb einer Justizvollzugsanstalt sein.

Auf kommunaler Ebene gibt es eine Vielzahl von PPP-Projekten (z.B. Stadtwer-
ke, Kläranlagen, Verwaltungsgebäude, Theater, Schulen, Parkgaragen,
Schwimmbäder, Heizkraftwerke, Müllverbrennungsanlagen etc.). In Hessen hat
der Landkreis Offenbach im Dezember  eine PPP-Ausschreibung veröffent-
licht. Gegenstand ist die Sanierung der  Schulen des Landkreises.

Es gibt damit eine Vielzahl von Immobilien-Projekten mit PPP-Ansätzen. Es
fehlt allerdings eine bundeseinheitliche Datensammlung und Auswertung von
PPP-Projekten für Bund, Länder und Kommunen. Die Zentralstelle der Länderfi-
nanzminister sammelt zwar Daten von Immobilien-, Mietkauf- und Leasing-
projekten der Länder; langfristige Anmietungen werden aber hierbei nicht er-
fasst. Insofern ist es schwierig, Aussagen über die PPP-Quote bezogen auf alle
öffentlichen Bauinvestitionen zu treffen. Während die PPP-Quote in Großbri-
tannien mittlerweile bei % liegt, dürfte sie derzeit in Deutschland noch ver-
gleichsweise niedrig liegen.

Von besonderer Bedeutung für eine breite Implementierung von PPP im Bereich
des öffentlichen Hochbaus sind die Veränderungen der rechtlichen Rahmenbe-
dingungen, insbesondere beim Haushalts-, Kommunal- und Zuwendungsrecht
(vgl. Seite f).

Zur weiteren Umsetzung von PPP im öffentlichen Hochbau wird die Gründung
einer task force beim BMVBW, also einer interdisziplinär zusammengesetzten
Arbeitseinheit mit Vertretern aus Verwaltung, Wirtschaft, Rechnungshöfen
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und Wissenschaft, vorgeschlagen, die sich neben Rechtsfragen auch mit dem
Thema „Wirtschaftlichkeitsfragen“ befassen soll. Bereits bestehende Arbeit-
seinheiten wie z.B. der Bund-Länder-Ausschuss „Haushaltsrecht und Haushalts-
systematik“ oder die Arbeitsgruppe der Innenministerien von Bund und Län-
dern sind dabei einzubeziehen.

PPP im Bereich der Wohlfahrtspflege

In den letzten Jahren, insbesondere mit der Novellierung des §  Bundessozi-
alhilfegesetz (BSHG), wurden die Voraussetzungen für mehr Markt und Wett-
bewerb auch im Bereich der Wohlfahrtspflege geschaffen. Damit wurde ein
tiefgreifender Wandel im Verhältnis zwischen Staat und gemeinnützigen Trä-
gern der Wohlfahrtspflege eingeleitet, der bis heute noch nicht abgeschlossen
ist. Mit der Novellierung des §  BSHG entfiel nicht nur die gesetzliche Vor-
rangstellung der Freien Wohlfahrtspflege, auch das Vergütungssystem wurde
grundlegend reformiert: Anstelle des Kostendeckungsprinzips gilt nun das Prin-
zip „Preis für Leistung“. Staat und Träger der Behindertenhilfe stehen sich heu-
te als Vertragspartner gegenüber, die gemeinsam Inhalt, Umfang und Qualität
von Leistungen definieren und sich über einen Preis für die zu erbringenden
Leistungen einigen müssen. Mit dem Prinzip „Preis für Leistung“ wird den Frei-
en Trägern zugleich eine größere wirtschaftliche Gestaltungsfreiheit und Ge-
staltungsverantwortung eingeräumt bzw. zugewiesen.

Die Anbieter etwa der Behindertenhilfe haben es nunmehr mit zwei verschie-
denen Nachfragern zu tun: zum einen - nach wie vor - mit der Öffentlichen
Hand, die für Versorgungsleistungen Entgelte bezahlt und zum anderen nun
auch die Menschen mit Hilfebedarf selbst, die zwischen verschiedenen Angebo-
ten auswählen können. In diesem Dreieck, bestehend aus dem Anbieter, dem
Menschen mit Hilfebedarf und dem Staat, werden sich zweierlei Wettbewerbs-
strukturen herausbilden: ein Qualitätswettbewerb auf der einen Seite, um den
Menschen mit Behinderung als Kunden zu gewinnen, und ein Kostenwettbe-
werb auf der anderen Seite, um mit dem staatlichen Kostenträger, der das Ge-
bot der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit zu beachten hat und zwischen ver-
schiedenen Anbietern auswählen kann, eine Vergütungsvereinbarung ab-
schließen zu können.

Um die Träger der Freien Wohlfahrtspflege zur stärkeren Nutzung privatwirt-
schaftlicher Möglichkeiten zu bewegen, muss mehr Wettbewerb gefördert
werden. Bestimmungen des BSHG haben sich als nicht eindeutig erwiesen und
dienen häufig als Vorwand für Verbände und Sozialhilfeträger, weder Transpa-
renz herzustellen noch wirklich in Wettbewerb zu treten. Um die Anwen-
dungsmöglichkeiten von PPP im Bereich sozialer Infrastrukturen zu verbessern,
werden folgende Änderungen vorgeschlagen:

� Novellierung des §  Abs.  Satz  BSHG: Die Formulierung „Sind Einrich-
tungen vorhanden, die in gleichem Maße geeignet sind, soll der Träger der
Sozialhilfe Vereinbarungen vorrangig mit Trägern abschließen, deren Ver-
gütung bei gleichem Inhalt, Umfang und Qualität der Leistung nicht höher
ist als die anderer Träger.“ ist zu ersetzen durch „niedriger ist als die ande-
rer Träger“.

Mi t d em  P r i n z i p  „P r ei s  für
Leistung“ w i rd  den Freien
T r äg er n  z u g l ei ch  ei n e g r ö-
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� Um den Wettbewerbsgedanken stärker zu fördern, werden bereits im all-
gemeinen Teil des BSHG nicht nur die gemeinnützigen, sondern auch die
privat-gewerblichen Anbieter verankert.

� Des weiteren ist zu prüfen, ob der Investitionsbetrag analog zu den Kosten
der Unterkunft in der Hilfe zum Lebensunterhalt nach der Entwicklung des
Mietenspiegels dynamisiert werden kann.

Bislang sind private Investments im sozialen Bereich auf Pflichtleistungen nach
dem BSHG beschränkt, da hier ausreichend Investitionssicherheit gegeben ist:
der individuell Anspruchsberechtigte hat – solange es das Grundgesetz mit
seinem Sozialstaatsprinzip gibt – Anspruch auf staatliche Daseinsfürsorge, z.B.
in Form der Kosten der Unterkunft. Im Bereich der Soll- und Kann-Leistungen,
also im Bereich der Zuwendungsfinanzierung gibt es solche Sicherheiten nicht.
Daher werden z.B. Unterkünfte für Zuwanderer, Einrichtungen der Drogenhilfe
oder der Gesundheitsförderung etc. vorwiegend als vergleichsweise teure
Mietlösungen realisiert. Hier wäre als Alternative eine direkte PPP-Beziehung
zwischen einem Privatinvestor und dem Staat denkbar, wenn letzterer ausrei-
chende Sicherheiten für eine entsprechende Investition geben könnte.

PPP im Verteidigungsbereich

Internationale Erfahrungen mit PPP im Verteidigungsbereich zeigen, dass ins-
besondere in Bereichen, die nicht den militärischen Kernaufgaben zugerechnet
werden, zahlreiche Projekte und Aufgaben im Rahmen von PPP realisiert bzw.
wahrgenommen werden können (z.B. Verwaltung und Betrieb von Standorten,
Liegenschaften und technischen Ausrüstungsgütern bzw. IT-Systemen, Über-
nahme von Versorgungs- und Distributionsfunktionen in den Bereichen Flot-
tenmanagement, Bekleidungswesen, Truppenverpflegung und Heeres-, In-
standhaltungslogistik oder Übernahme von Funktionen im Ausbildungswesen).
Im Bereich militärischer Kernaufgaben, z.B. dem Einsatz von Waffensystemen,
ist eine Einbindung Privater dagegen bis auf wenige Ausnahmen (z.B. Erbrin-
gung bestimmter unterstützender Leistungen) weitestgehend ausgeschlossen.

Die tatsächlichen und rechtlichen Möglichkeiten der Einbindung Privater in
verteidigungsbezogene Aufgaben im Rahmen von PPP-Modellen richten sich
dabei nach dem Charakter der jeweiligen Aufgabe/Leistung, nach den individu-
ellen Zielsetzungen des Leistungsbestellers sowie nach den spezifischen Rah-
menbedingungen der Leistungserstellung.

Im Reformprozeß der Bundeswehr wird PPP eine große Bedeutung zugemessen.
Für eine Kooperation zwischen BMVg und Privatwirtschaft sind unterschiedli-
che Formen möglich, abhängig von Gegenstand, Rahmenbedingungen und
Zielen. Das Potenzial von PPP für die Bundeswehr wird bei den ersten Partner-
schaftsprojekten der Bundeswehr deutlich. Das Haushaltsvolumen etwa der
vier Startgeschäftsfelder der GEBB - Bekleidung, Flotte und Liegenschaften
sowie IT – liegt bei mehr als  Mrd. € p. a.. Das Rationalisierungsvolumen in
diesen Bereichen liegt nach Schätzungen von Unternehmensberatern bei rund
, Mrd. € in  Jahren. Zusätzliches Rationalisierungsvolumen ergibt sich in
weiteren Servicefunktionen wie Logistik, Verpflegung und durch Aufbau eines
Einkaufs von Nichtrüstungsgütern. Der Anteil dieser Felder am Gesamthaushalt

I m  R efo r m p r o z eß d er  Bu n -
d esw ehr  w i r d  P P P  ei ne
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Bundeswehr liegt – einer Studie von Roland Berger zufolge - bei rund  Mrd. €
p.a.; das darin verborgene Rationalisierungspotenzial kann derzeit nicht exakt
geschätzt werden, dürfte aber ersten Benchmarks zufolge erheblich sein. Insge-
samt bieten sich damit für rund % des Verteidigungshaushalts Öffentlich
Private Partnerschaften in unterschiedlichen Ausprägungen an.

Institutionelle Voraussetzungen für eine Implementierung von Öffentlich Pri-
vaten Partnerschaften wurden im Bereich des Bundesministeriums der Vertei-
digung (BMVg) zwischenzeitlich geschaffen. Im Dezember  wurde der
Rahmenvertrag "Innovation, Investition und Wirtschaftlichkeit in der Bundes-
wehr" für eine strategische Partnerschaft zwischen Bundeswehr und Wirtschaft
geschlossen. Mittlerweile sind über  Firmen und Verbände der Partner-
schaft beigetreten;  Pilotprojekte wurden als Startpunkt der Kooperation ins
Leben gerufen. Im September  wurde die „Gesellschaft Entwicklung, Be-
schaffung und Betrieb“ (GEBB) gegründet, deren Aufgabe es ist, die Bundes-
wehr bei der Entwicklung von Geschäftsfeldern und Servicefunktionen zu bera-
ten, die Beteiligungsgesellschaften der Bundeswehr aufzubauen, privatwirt-
schaftliches Know how und Kapital zu erschließen, und die privatwirtschaftlich
organisierten Servicegesellschaften der Bundeswehr zu steuern. Mitte 
wurde das „Integrierte ReformManagement“ (IRM) ins Leben gerufen, um die
Reform von innen heraus zu betreiben. Aufgaben sind u.a. Beratung zu Privati-
sierungskonzepten, Wirtschaftlichkeitsnachweise sowie Erarbeitung von Lei-
stungsbeschreibungen und Verträgen. Das IRM steuert die Reform, ohne die
Organisationsbereiche des Bundesverteidigungsministeriums aus ihrer Ver-
antwortung zu entlassen.

Derzeit basieren die Projekte  noch vornehmlich auf einer gesellschaftsrechtli-
chen Verbindung zwischen Privaten und Bundeswehr. Als ein Modell der Lei-
stungserstellung, bei dem die Bundeswehr lediglich als Nachfrager von Dienst-
leistungen auftritt, die Bereitstellung der Leistungen aber über die gesamte
Wertschöpfungskette hinweg den Privaten überlassen wird, wird noch nicht
konsequent verfolgt. Je freier aber sich der private Partner organisieren kann,
desto größer wird auch seine Fähigkeit zur Generierung von Effizienzvorteilen
und/oder Kosteneinsparungen sein. Die Leitidee des „Gemeinschaftsunter-
nehmens“ kann im Übrigen auch in finanzierungstechnischer Hinsicht zu
suboptimalen Gestaltungen führen, da sie sich typischerweise in einer mangel-
haften Zuordnung von Vermögenspositionen (Eigentum) zu dem privaten Part-
ner fortsetzt und dessen Refinanzierungsmöglichkeiten daher prinzipiell ein-
engen kann. Allerdings schränken die im Grundgesetz verankerten Aufgaben
der zivilen Wehrverwaltung, sicherheitspolitischen Belange sowie der in Teilbe-
reichen fehlende Wettbewerb die Möglichkeiten von PPP ein. Darüber hinaus
muss die zugesagte Arbeitsplatzgarantie für alle Zivlbeschäftigen bei allen
Modellen stets berücksichtigt werden.

Die Ausschöpfung der Leistungsfähigkeit Privater für Zwecke verteidigungsna-
her Aufgaben sollte langfristig dadurch verbessert werden, dass der Implemen-
tierungsprozess verstärkt "von innen" betrieben wird. Ziel sollte es dabei sein,
dass die Bundeswehr in die Lage versetzt wird, geeignete Projekte für die Ein-
bindung Privater auf Basis von PPP-Modellen zunächst zu identifizieren und
dann unter Ableitung zielführender Organisationsmodelle so zu konkretisieren,
dass eine sinnvolle Arbeitsteilung und Risikoverteilung möglich wird, die für
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den Privaten eine geeignete Grundlage zur Generierung von Effizienzvorteilen
darstellt (Verzahnung von Planungs-, Finanzierungs- und betrieblichen Durch-
führungsaufgaben). Hierzu gehört zwingend das Aufsetzen geeigneter Con-
trollingprozesse mit dem Ziel, Leistungsspezifikationen vor Vertragsbeginn mit
hinreichender Genauigkeit bestimmen zu können sowie während der Durch-
führungsphase von Projekten über leistungsfähige Möglichkeiten der Lei-
stungskontrolle zu verfügen. Das zur Entwicklung und Umsetzung eines PPP-
Programms notwendige Know-how sollte unter Überwindung von Doppelzu-
ständigkeiten von einer internen „PPP-Zentraleinheit“ z. B. im Rahmen des IRM
vorgehalten bzw. „eingespeist“ werden.

Das zur  E ntw icklung und
U m setz ung  ei nes P P P -
P r o g r am m s no tw end i g e
Kno w -ho w  so l l te  unter
Ü berw i ndung vo n Do ppel-
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Veranstaltungen und Sitzungen
der Projektarbeitsgruppe

Die Arbeit der Projektarbeitsgruppe verlief in drei Arbeitsphasen:

Arbeitsphase I - . September bis . Dezember 
PPP/PFI Begriff und Konzeption, Erfahrungen und Erkenntnisse anderer Länder,
PPP auch ein Weg für Deutschland?

. September: Konstituierende Sitzung
Berichterstattung über PPP Aktivitäten der jeweiligen Arbeitsgruppen und der
anwesenden Vertreter der Ministerien und Kommunen
Vorstellung und Verabschiedung des vorläufigen Arbeitsplanes

. Oktober: Erste fraktionsoffene Veranstaltung der Projektarbeitsgruppe
Input Referat: „Erfahrungen aus Großbritannien“ Boyd McCleary; Britischer
Generalkonsul in Deutschland
Beispiele: Wiltshire Schulbauprojekt
Detlef Knop, Geschäftsführer der Bilfinger + Berger BOT GmbH
Militärische Anwendungsfelder am Beispiel Großbritanniens
Dr. Dietrich Drömann, PricewaterhouseCoopers Hamburg

. November: Zweite fraktionsoffene Veranstaltung der Projektarbeitsgruppe
Input Referat: „Erfahrungen aus anderen Ländern Europas“
Wolfgang Roth, Vizepräsident der Europäischen Investitionsbank
Beispiele: „Privatwirtschaftliche Realisierung der Trave- und der Warnowque-
rung“, Dr. Lutz-Christian Funke, Abteilungsdirektor Export- und Projektfinanzie-
rung, Kreditanstalt für Wiederaufbau Frankfurt
„PPP in den Niederlanden: Das Dutch High Speed Link-Projekt“
Jean Paul Schaay, Kompetenzzentrum im Niederländischen Finanzministeriums

. Dezember: Arbeitssitzung der Projektarbeitsgruppe
Vorbereitung der zweiten Arbeitsphase
Input Referat: „PPP in Deutschland: Problemaufriss und Lösungsperspektiven“
MR Dr. Jörg Christen, Referatsleiter im Rheinlandpfälzischen Finanzministerium
Ergänzungen durch Herrn Dr. Stiepelmann (Verkehrsinfrastrukturen) und Herrn
Dr. Drömann (Verteidigung)
Diskussion und endgültige Verabschiedung des Arbeitsplanes/ Arbeitsphase II
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Arbeitsphase II - Januar  bis April 
Die zweite Phase gliedert sich nach zentralen, bisher in anderen Ländern erfolg-
reich umgesetzten Anwendungsbereichen für PPP

. Januar: Verkehrsinfrastruktur
Impulsgeber:
„Erfahrungen mit dem geltenden Fernstraßenbauprivatfinanzierungsgesetz,
Verbesserung der Funktionsfähigkeit des Fernstraßenbauprivatfinanzierungs-
gesetzes"
Dr. Michael Schäfer, RAe Freshfields, Bruckhaus, Deringer
„Erweiterung des Fernstraßenbauprivatfinanzierungsgesetzes auf den Neu-,
Ausbau, Unterhaltung und Betrieb von Autobahnstrecken“
Dr. Heiko Stiepelmann, Geschäftsführer des Hauptverbandes der deutschen
Bauindustrie
„Möglichkeiten der Erweiterung des privatwirtschaftlichen Ansatzes im Rah-
men einer Konzessionsvergabe durch eine Verkehrsinfrastrukturfinanzierungs-
gesellschaft"
Bernward Kulle, Mitglied der Geschäftsführung HOCHTIEF Projektentwicklung
GmbH

. Februar: Hochbau
Mittelstands-, wettbewerbs-, vergabepolitische, haushalts-, zuwendungs- und
kommunalrechtliche Fragestellungen: „Rechtliche Rahmenbedingungen und
Implementierungswege"
Impulsgeber:
MR Dr. Jörg Christen, Referatsleiter im rheinland-pfälzischen Finanzministeri-
um,
Dipl.-Ing. Hans Sander, Geschäftsführer, Zentralverband des Deutschen Bau-
gewerbes
Dr. Christoph Münzer, Bundesarchitektenkammer
Helmut Dedy , Stellvertretender Hauptgeschäftsführer beim Deutschen Städte-
und Gemeindebund

. März: Soziale Infrastrukturen
Impulsgeber:
„PPP beim Bau von Wohnanlagen für Behinderte: eine win-win-Situation“
Ulrich Koch, Dr. Tordis Batscheider, ppp. planung und projektentwicklung gmbh
Hamburg

. April: Verteidigungsbereich
Sektorenspezifische Grenzen und Herausforderungen von PFI-Projekte im Be-
reich Verteidigung
Impulsgeber:
„PPP-/PFI-Programm im Bundesministerium der Verteidigung“
Dr. Dietrich Drömann, PricewaterhouseCoopers, Hamburg
„Implementierungsvoraussetzungen aus Sicht Privater“
Jürgen Zender, Mitglied des Vorstands, CONET Consulting AG, Hennef
„Projektdurchführung aus Sicht Privater“
Axel Rothe, Leiter Geschäftsentwicklung "Verteidigung", Serco GmbH & Co. KG,
Bonn
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„PPP als Lösungsmodell im Bereich des Bundesministeriums der Verteidigung“
Torsten Oltmanns, Arbeitsgruppe "Integriertes Reform-Management" im Bun-
desministerium der Verteidigung, Bonn

. Mai: Wirtschaftlichkeitsvergleich
„Wirtschaftlichkeitsvergleich: Nationale und internationale Erfahrungen“
Impulsgeber:
Professor Dr. Ing. Dieter Jacob, Technische Universität Bergakademie Freiberg
Dr. Gunther Krajewski, Abteilungsleiter im niedersächsischen Finanzministeri-
um
Dr. Jörg Christen, Referatsleiter im Finanzministerium Rheinland-Pfalz

Arbeitsphase III
Beratung und Verabschiedung des Positionspapiers

. Juni: Wochenend-Klausur
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Glossar
PPP/PFI - Terminologie

Allgemeines

PPP/PFI

- Private Vorfinanzierung
- Sonderfinanzierung
- Private Realisierung öffentlicher

Investitionen

PPP bedeutet Public Private Partnership, PFI Private Fi-
nanzierung öffentlicher Investitionen.

PPP/PFI-Projekte lassen sich in Mietkauf-, Leasing-, Miet-
, sowie in Betreiber (Contracting-) - und Konzessionsmo-
delle unterteilen. Diese Untergliederung ist wichtig, weil
das deutsche Rechtssystem an diese Rechtsformen z.T.
unterschiedliche Rechtsfolgen knüpft. Unter PPP-
Projekten werden oftmals spezielle
gesellschaftsrechtliche Kooperationsverträge zwischen
öffentlicher Hand und privatem Sektor verstanden (z.B.
Flughafen-Entwicklungsgesellschaft,
Konversionsentwicklungsgesellschaft), sie weisen aber
rechtlich ebenfalls regelmäßig die Strukturen von
Mietkauf-, Leasing-, Miet-, sowie Betreiber-
(Contracting-) und Konzessionsmodellen auf.

PPP/PFI im Internationalen Vergleich PPP/PFI-Projekte werden im internationalen Vergleich
mit Schlagworten zu ihren Leistungsinhalten
gekennzeichnet, wobei diese modulartig miteinander
kombiniert werden: Verbreitet sind etwa BOT-Modelle
(build, operate, transfer/bauen, betreiben,
transferieren), BOO-Modelle (built, own, operate/bauen,
besitzen, betreiben), BOOT (built, own, operate,
transfer/bauen, besitzen, betreiben, transferieren),
DBFO-Modelle (design, build, finance, operate/planen,
bauen, finanzieren, betreiben), BLT-Modelle (built, lease,
transfer/bauen, leasen, transferieren), DBOT-Modelle
(design, built, operate, transfer/planen, bauen,
betreiben, transferieren)-Modelle.

PPP/PFI-Zielsetzung PPP/PFI-Projekte haben die Optimierung der
Gesamtnutzungskosten zum Ziel und versuchen dies,
durch einen möglichst ganzheitlichen Ansatz (Lifecycle-
Ansatz; Integration von Planung, Errichtung, Betrieb,
Finanzieren und Verwertung) sicherzustellen. Die
integrierte Übernahme von Planungs-, Bau-, Finan-
zierungs- und Betreiberleistungen gekoppelt mit einem
einheitlichen Leistungsentgelt je nach
Realisierungsform kann in unterschiedlicher Ausprä-
gung und in unterschiedlichen Rechtsformen vereinbart
werden (Beisp.: Bau- und Zwischenfinanzierungsleis-
tungen bei GU-Vergabe; Integration von Planungs-, Bau-
, Finanzierungs- und Betreiberelementen bei Mietkauf,
Leasing und Miete).
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Die Handlungsalternativen

Konventionelle Realisierung

Eigenbau und Haushaltsfinanzierung

Fachlosvergabe / Generalunter-
nehmervergabe / Schlüsselfertiger Kauf

Die konventionelle Realisierung (Eigenbau) sieht die
grundsätzliche Trennung von Planung, Errichtung, Finan-
zierung, Betrieb und Verwertung in Einzelverträgen vor. Die
Errichtung bzw. die Beschaffung kann dabei per
Fachlosvergabe (Vielzahl von einzelnen Werk-, Kauf- und
Dienstleistungsverträgen), Generalunter- oder Gene-
ralübernehmerverträgen (ggf. incl. Zwischenfinanzierung)
oder auch als schlüsselfertiger Kauf (incl. Zwischenfinan-
zierung) erfolgen.

Mietkauf

- Ratenkauf, Teilzahlungskauf
- Echter Mietkauf
- Unechter Mietkauf
- Mogendorfer Modell
- Sog. Bundeskonzessionsmodell

Bei Mietkauf werden Werkvertrag und Kreditvertrag in
einem Vertrag gekoppelt, der Mietkäufer wird auf jeden
Fall am Ende bzw. ist bereits von Anfang an Eigentümer,
dieser auch sog. unechte Mietkaufvertrag entspricht recht-
lich einem Ratenkaufvertrag.

Beim sog. echten Mietkaufvertrag, der im Immobilienbe-
reich eher unüblich ist, hat der Mietkäufer das Options-
recht, den Vertragsgegenstand bis zu einem bestimmten
Zeitpunkt unter Anrechnung der bisher gezahlten Miet-
kaufraten zu erwerben, zumeist ist die Vertragsgestaltung
so, dass bei normalem Geschehensablauf von einem Ei-
gentumserwerb auszugehen sein wird.

Leasing

- Erlaßkonformes Leasing
- HBFG-Leasing
- Investorenmodell

Leasing ist die entgeltliche Nutzungsüberlassung mit
Optionsrechten oder Verwertungsabreden zu festen Prei-
sen - ohne von vornherein feststehenden Eigentumstrans-
fer. Von erlasskonformem Leasing ist die Rede, wenn die
Voraussetzungen der Leasingerlasse der Finanzverwaltung
eingehalten werden; diese bezwecken, einen mietrechtli-
chen Mindestgehalt der Vertragsgestaltung sicherzustellen.
HBFG-Leasing ist ein bislang im Bereich des Hochschulbaus
zugelassenes Verfahren, bei dem die Optionsausübung
vom Leasingnehmer von vornherein zugesagt werden
muss. Damit liegt Mietkauf bzw. Ratenkauf und kein
erlasskonformes Leasing vor.

Miete

- Investorenmodell

Miete ist die entgeltliche Nutzungsüberlassung mit - wenn
überhaupt - Optionsrechten des Mieters zu einem offenen
Verkehrswert.

Betreibermodelle

- BOT-Modelle
- Contracting

Von Betreibermodellen spricht man, wenn isoliert oder
zusätzlich zu sonstigen Leistungsinhalten Instandhaltung,
Wartung oder sonstige Facility-Management-Aufgaben
übernommen werden.

Betreiberelemente können sowohl im Rahmen von Miet-
kauf-, Leasing- und Mietverträgen integriert werden. Als
Beispiel für Betreibermodelle werden verbreitet BOT (built,
operate, transfer)-Modelle genannt. Nach deutschem
Verständnis handelt es sich hierbei um einen Mietkauf mit
integrierten Planungs-, Betriebs- und Instandhaltungs-
dienstleistungen.
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Contracting-Verträge sind eine Unterform von Betreiber-
modellen. Hier werden mit den - unter den bisherigen Nut-
zungskosten liegenden - Nutzungsentgelten Einzelinvesti-
tionen im Betriebskostenbereich finanziert.

Konzessionsmodelle Bei Konzessionsmodellen erhält der Private das Recht, seine
Kosten über Entgelte oder Gebühren von Nutzern zu
finanzieren. Die Endschaftsregelung ("was passiert mit dem
Wirtschaftsgut nach Ablauf der Konzessionsdauer ?-
automatischer Eigentumstransfer auf Konzessionsgeber
mit/ohne festvereinbarter Schlusszahlung; Restwertent-
schädigung zum Verkehrswert, Verlängerungsoption“) ist
frei gestaltbar, so dass auch hier Mietkauf-, Leasing- oder
Mietstrukturen vorliegen können.

Forfaitierung Forfaitierung ist der Verkauf von Forderungen; sie kann im
Rahmen aller Handlungsalternativen als Finanzierungs-
komponente integriert werden (üblich z.B. bei Mietkauf,
Leasing und Miete) und ist damit keine eigenständige
Handlungsform.

Quelle: Dr. Jörg Christen, Finanzministerium Rheinland-Pfalz


